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Sternsinger sammeln für Kinder in Not
Die Sternsinger wollen in diesem Jahr besonders auf die Folgen der
weltweiten Kinderarbeit aufmerksam machen. Zum Auftakt der bun-
desweiten Aktion „Dreikönigssingen“ kamen am Freitag in Trier nach
Angaben des Kindermissionswerks „Die Sternsinger“ mehr als 2600
junge Menschen in ihren typischen Gewändern zusammen. Foto Tittel/dpa

GENF. Die Fettleibigkeit bei Kin-
dern und Jugendlichen hat in
Deutschland alarmierende Ausma-
ße angenommen. Das Problem
muss nach Auffassung einer Ex-
pertin der Weltgesundheitsorgani-
sation (WHO) rigoroser bekämpft
werden. Vor allem die Werbung
für Süßwaren, Junk-Food oder
Bier müsse stärker eingeschränkt
werden.

„Es reicht nicht, bei Werbung
auf eine freiwillige Selbstkontrolle
durch die Hersteller von Junk
Food zu setzen“, sagte die Ernäh-
rungswissenschaftlerin Juana Wil-

lumsen, WHO-Expertin für Fett-
leibigkeit bei Kindern. „Die Wer-
bung muss klar reguliert sein, die
Einhaltung muss überwacht wer-
den und es muss Strafen bei Ver-
stößen geben.“

Bier mache besonders dick und
Werbung dafür sei in Deutschland
nicht verboten, betonte Willum-
sen. Das trage womöglich zum
steigenden Gewicht vieler Er-
wachsener, aber auch vieler Ju-
gendlicher bei. Die WHO emp-
fiehlt mehr Schulsport sowie eine
Stadt- und Verkehrsplanung, die
Laufen, Fahrradfahren und sport-

liche Freizeitbeschäftigung fördert.
Schulkinder hätten laut Statistik
in Deutschland 2014 weniger Obst
und Gemüse gegessen als 2002.

Auch nach Ansicht der Ver-
braucherorganisation Foodwatch
trägt die Lebensmittelindustrie ei-
ne Mitverantwortung für Überge-
wicht und Fehlernährung bei Kin-
dern, da sie fast ausschließlich un-
ausgewogene Produkte für Kinder
vermarkte, etwa Süßigkeiten oder
salzig-fettige Snacks. „Damit muss
Schluss sein“, sagte ein Food-
watch-Sprecher. Die Politik müsse
endlich handeln. (dpa)

Fettleibige Kinder: Weltgesundheitsorganisation verlangt Werbe-Beschränkung

WHO: Werbung treibt’s zu dick
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am Montag, dem Neujahrs-
tag, erscheint Ihre Zeitung
wegen der Feiertagsruhe
nicht. Am Dienstag finden Sie
sie wie gewohnt im Briefkas-
ten oder in den Läden.

Liebe Leserinnen,
liebe Leser

TV-Tipp

Wetter

Amenhotep III. gilt für viele
als größter Pharao Ägyptens.
In seinem Harem sollen mehr
als 1000 Frauen gelebt ha-
ben. Davon wird in einer TV-
Doku berichtet. Arte, 20.15 Uhr

Doku: „Die 1000
Frauen des Pharao“

Ausführlich: Lokales

Sonnabend Sonntag Montag

Im Tagesverlauf regnet es
immer mal wieder bei uns.

7° 11° 8°

Zeitweise Regen,
sehr windig

Lokales
„Eine neue Große Koalition böte
die Chance, dass die großen ge-
sellschaftlichen Herausforderun-
gen im Interesse von Arbeitneh-
mern und Arbeitgebern ange-
packt werden“, sagte der Vorsit-
zende des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes (DGB). Hoffmann
betonte: „Das Land hat dringen-
den Modernisierungsbedarf, vom
gesamten Bereich der Bildung
über die digitale Infrastruktur bis

hin zu Verkehrswegen.“ Statt
Versicherungen und Banken
müssten Schulen und Berufsschu-
len die Leuchttürme in diesem
Land werden. Um des gesell-
schaftlichen Zusammenhalts wil-
len sei dabei eine soziale Agenda
zentral. „Der Niedriglohnsektor
muss weiter zurückgedrängt, die
Verstöße gegen den Mindestlohn
müssen unterbunden, die Arbeit

der Zukunft muss gestaltet wer-
den“, forderte Hoffmann. „Wir
brauchen das Rückkehrrecht von
Teilzeit in Vollzeit, ein Verbot
von Befristungen ohne Sach-
grund, die Stabilisierung und an-
schließende Anhebung des ge-
setzlichen Rentenniveaus und die
Rückkehr zur paritätischen Fi-
nanzierung der gesetzlichen
Krankenversicherung.“

Der aus Bremerhaven stam-
mende Arbeitgeberpräsident Kra-
mer forderte von einer neuen Re-
gierung eine umfassende Fach-
kräftestrategie. „Wir müssen dafür
Sorge tragen, dass trotz schrump-
fender Bevölkerung auch 2030
und 2040 noch 45 Millionen
Menschen einer Arbeit nachge-
hen.“ Notwendig seien eine bes-
sere individuelle Förderung für
rund eine Million Langzeitar-
beitslose sowie eine flächende-
ckende Ganztagskinderbetreu-
ung, damit mehr Eltern und Al-
leinerziehende vollzeitnah arbei-
ten können. Kramer sprach sich
außerdem für mehr gezielte Zu-
wanderung in Ausbildung und Ar-
beit aus. Er verlangte, dass die So-
zialbeiträge langfristig insgesamt
unter 40 Prozent bleiben sollten.
„Für mich als Arbeitgeberpräsi-
dent ist dieses Stoppschild eine
unumstößliche Erwartung an ei-
nen Koalitionsvertrag.“ (dpa/rn)

DGB-Chef fordert Modernisierung des Landes – Arbeitgeberpräsident will mehr Ganztagsbetreuung

BERLIN/BREMERHAVEN. DGB-
Chef Reiner Hoffmann verlangt
von einer neuen Bundesregierung
eine grundlegende Modernisie-
rung des Landes – und spricht
sich dabei für eine Neuauflage
der Großen Koalition aus. Auch
Arbeitgeberpräsident Ingo Kra-
mer forderte eine rasche Regie-
rungsbildung: „Angesichts der
weltpolitischen Lage und der wirt-
schaftspolitischen Notwendigkei-
ten sollte jetzt nicht noch mehr
Zeit verschwendet werden.“

„Mehr Geld für Schulen“
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› Die Mehrheit der Bundesbürger
geht optimistisch ins neue Jahr.
Nach einer Umfrage des Instituts
für Demoskopie Allensbach blicken
52 Prozent der Deutschen 2018
hoffnungsvoll entgegen, nur 14
Prozent haben ausgeprägte Be-
fürchtungen.

› „Die überwältigende Mehrheit geht
davon aus, dass die wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen
gut bleiben oder sich weiter spür-
bar verbessern“, so Allensbach-Ge-
schäftsführerin Renate Köcher.

› Noch nie wurde Deutschland als
Wirtschaftsstandort von den Bür-
gern so positiv gesehen wie zurzeit:
87 Prozent halten Deutschland für
einen guten Standort für Firmen.

› Die aktuellen Sorgen der Bürger
kreisen vor allem um die innere Si-
cherheit und gesellschaftliche Ent-
wicklungen. Drei Viertel der Bürger
sind über die Entwicklung von Ge-
walt und Kriminalität besorgt, zwei
Drittel befürchten, dass es hier in
absehbarer Zeit zu weiteren Terror-
anschlägen kommen wird. (rn)

Die Sorgen der Deutschen
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ERMITTLER IM EINSATZ
Was „Tatort“-Fans im neuen

Jahr erwartet. Kultur


